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Steiler Anstieg der Skep: Bezug auf den Arbeitsmarkt wahrend der Krise 2008

Frage: »Wie wird sich Ihrer Meinung nach die Arbeitslosigkeit entwickeln? Glauben Sie, dass wir in einem Jahr in
Deutschland mehr Arbeitslose, genauso viele Arbeitslose oder weniger Arbeitslose haben werden als heute?«
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Basis: Bundesrcpublik Deutschland, Bevblkerung ab 16 Jahre
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen, zuletze 10070 © IfD-Allensbach
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- zu einigen Lehren aus der Bundestagswahl 2013
[image: image4.emf]Das Ergebnis der Bundestagswahl wird überwiegend mit einem einfachen Erklärungsmuster verarbeitet – und abgehakt: Merkel hat es geschafft, das Volk zu befrieden. Mit ihrer „So-tun-als-ob“-Politik sei es ihr „gelungen, die Republik einzulullen“ (zuletzt der frühere Staatssekretär im Umweltministerium Micheal Müller, SPD in Frankfurter Rundschau vom 14.10.13) Ihre Anpassung an Positionen der SPD (und Grünen) – Mindestlohn, Mietpreisbremse, Atomausstieg, Abschaffung der Wehrpflicht, u.a. – sei rein taktisch motiviert, um beiden das Wasser abzugraben. Dieser Schlussfolgerung soll widersprochen werden. Sicher haben solche Überlegungen bei der Union eine Rolle gespielt. Dennoch taugen sie nicht zur Charakterisierung der Lage.


FGW: Anstieg der eigenen wirtschaftlichen Lage von 10_09 – 8_13

Die These von Bischoff/Detje
 zum Wahlergebnis ist in der politischen Debatte richtig und wichtig: Der mitfühlende Konservatismus ist eine Reaktion auf reale Problemlagen und Unzufriedenheit, die „nachholende Modernisierung“ also nicht nur bewusste Taktik, wahltaktische Abschöpfung von Wähler-innen-Potential der SPD, wie vielfach zu lesen ist („Befriedung“, „asymmetrische Demobilisierung“), sondern drückt ein gewachsenes transformatorisches Potential in der Gesellschaft aus. Die These greift aber zu kurz.

1. Das Wahlergebnis kann nicht primär als Ausdruck eines „erheblichen Unbehagens“
, sondern präziser einer widersprüchlichen Entwicklung interpretiert werden. Auch wenn Deutschland Europameister der sozialen Spaltung und im Anteil des Niedriglohnsektors ist, auch wenn das Fördern bei Hartz-IV komplett gescheitert ist, die Zahl der mit Hartz-IV aufstockenden Erwerbstätigen um 20.000 auf 320.000 weiter steigt, die Druckwelle der Prekarisierung immer stärker den Normalarbeitssektor erfasst – ganz abgesehen von den empörend ungerechten Verteilungsverhältnissen, den skandalösen Zuständen bzgl. Korruption und Steuervollzug und an Inkompetenz bei der Verschleuderung von Steuergeldern in dreistelliger Mio.-Höhe (BER, Euro-Hawk), der krassen Benachteiligung von Frauen etc. etc. – Zustände, die das Alltagsbewusstsein prägen: Die zentrale Parole der Union „Deutschland geht es gut“ oder in Worten Merkels  in der „Berliner Runde“ (sinngemäß): „Die Parteien der Opposition reden das Land schlecht. Die Deutschen reisen viel (!). Sie sehen die Lage in anderen Ländern Europas und vergleichen,“ verweist auf reale Verhältnisse. Sechs Jahre nach der größten Finanz- und Wirtschaftskrise seit der Großen Depression ist – für die politische Linke überraschend - das Land verglichen mit anderen EU-Ländern in relativ guter Verfassung. Die Arbeitslosigkeit konnte laut IMK gegenüber 2009 um ca. 500.000 gesenkt, die Zahl der Erwerbstätigen um ca. 1,4 Mio. erhöht werden. Der Anteil der befristeten Beschäftigung stagniert laut destatis zwischen 2006 und 2011 bei 17,5% und sank sogar im vergangenen Jahr spürbar auf 16,1%
, die Normalarbeit macht trotz Erosionserscheinungen über 60% der Beschäftigung aus. Der Index des privaten Konsums stieg um fünf Punkte. Die Gemeinschaftssteuern wuchsen laut BMF von 2007 bis 2012 von 374 auf 426 Mrd. Euro (2010: 373 Mrd.), die Lohnsteuern von 2007 bis 2012 von 142 auf 149 Mrd. (seit 2010 um 17,3%). Laut Stat. Bundesamt „verbuchte  der deutsche Staat in den ersten sechs Monaten 2013 einen Überschuss von 8,5 Mrd. Euro. Für das Plus in der Staatskasse sorgten die rund laufende Konjunktur und eine Beschäftigung auf Rekordniveau“, die Lohnsteuer sei im 1. Halbjahr um 5,6 % gestiegen (Dresdner Neueste Nachrichten vom 24.8.13). Die Staatsverschuldung ist in Deutschland mit 78% vom BIP seit 2010 annähernd konstant, für 2014 wird erstmals ein ausgeglichener Haushalt erwartet. Das Wahlergebnis ist Ausdruck von Zustimmung zur Regierungspolitik und zugleich zunehmenden Unbehagens. 
laut FGW haben 68% die Frage „wie ist Deutschland auf die Zukunft vorbereitet“ in 2013 mit „eher gut“ beantwortet, in 09 nu 49%
2. Die Union hat es geschafft, verknüpft mit der Zurückdrängung tradierter konservativer Positionen die positiven Bilanzposten in den Mittelpunkt zu stellen und ist damit bei einem großen Teil der Wählerschaft durchgedrungen. Sie hat an den Umschlag im Alltagsbewusstsein über Sorgen zur künftigen Entwicklung der Arbeitslosigkeit angeknüpft, die bereits seit Frühjahr 2009 innerhalb von sechs Monaten auf annähernd Vorkrisenniveau sanken (s. Grafik Allensbach). Sie hat darüber hinaus die nachholende Modernisierung geschickt an die „Krise der politischen Repräsentation“ (B/D) gekoppelt. Es geht also um eine dreifach bestimmte qualitativ neue Stufe der politischen Kultur, auf der die Union den Wahlkampf geführt hat. 
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Der Wahlkampf der Union war ganz bewusst ein Wahlkampf des Unbestimmten. Nur so gelang es, dass das Wahlprogramm in der Partei, auch nicht auf einem Parteitag  diskutiert, sondern von Merkel verkündet wurde, Änderungswünsche von Parteimitgliedern waren nicht zugelassen. Nicht nur das Programm wurde zum „Vakuum-Programm“. Wenige Monate vor dem Wahltermin präsentierte Merkel Wahlgeschenke in zweistelliger Mrd.-Höhe, ohne auch nur eine Andeutung über die Finanzierung zu machen. Am Klarsten brachte Schäuble diese Methode zum Ausdruck. In der Jauch-Talkrunde am Wahlabend erklärte er unumwunden auf die Frage, warum die Union keine Finanzierungsvorschläge gemacht habe, das sei ganz bewusst so geschehen, um dem Vorwurf zu begegnen, warum sie das bislang nicht umgesetzt hätten. In dieser Deutlichkeit hat man die Absage an ein Grundprinzip der Demokratie, die Wählerschaft in Kenntnis zusetzen über das, was man vorhat, nicht vernommen. Seehofer gelang mit der PKW-Maut, dies noch zu toppen, wohl wissend, dass die PKW-Maut für Ausländer EU-rechtswidrig ist, auch die Variante Maut für alle und Kompensation für Inländer durch abgesenkte KFZ-Steuer. Diese fortschreitende Aushöhlung der Demokratie, die „Berlusconisierung der Union“ ist kongruent mit dem, was die Finanzmärkte mit der demokratischen Kultur seit Jahren veranstalten.

Die These lautet: Ein Aspekt der neuen Qualität besteht in dem Ausmaß an Desinteresse der Wählerschaft an Fragen der konkreten Realisierungschancen von Programmen, und in der Skrupellosigkeit, dieses Desinteresse auszunutzen. Beides hat gravierende Folgen für die Parteien der Opposition. Diese neigen gerne zu der Vorstellung, das Desinteresse oberlehrerhaft zu denunzieren. Es reiche nur, das Manöver der Union zu entlarven und die Karten auf den Tisch zu legen (bzw. „durchzurechnen“), um die Menschen für die eigenen Ziele zu mobilisieren. Das Desinteresse wird auf Entpolitisierung reduziert. Übersehen wird, dass es auch gewachsene Kompetenz ausdrücken kann, den Grad der Verselbständigung, Selbstbedienung und Korruption in den Parteien zu durchschauen. Ein zentraler Punkt der „Zäsur“ (B/D) ist, das die Krise der pol. Repräsentation so weit fortgeschritten ist, dass die Menschen sogar gegenüber dem offenen Wahlbetrug gleichgültig werden, weil der Bruch von Wahlversprechen heute allgemeiner Konsens ist. Laut Emnid-Untersuchung für DIE LINKE stimmen über alle Oppositionsparteien hinweg mehr als 75% der Aussage zu „Die Parteien vergessen nach der Wahl ihre versprechen“, (Spitzenwert 87% für die Wählerschaft der LINKEN, 63 % der Unions-Wählerschaft). Das kann man zu Recht bedauern. Es zu negieren, kann teure Folgen haben. Es anzuerkennen, hat Konsequenzen für die Mobilisierungsarbeit linker Parteien und hat nichts mit Fatalismus zu tun, im Gegenteil. Das heißt nicht, den Wahlbetrug zu kopieren, sondern neue Formen zu entwickeln, mit denen man bei den Menschen „durchdringt“.
3. In der Krise der politischen Repräsentation, die sich u.a. in der steigenden Wahlenthaltung der unteren sozialen Schichten ausbreitet, kommen den sogenannten, von den Medien gerne als Rechtspopulismus denunzierten „einfachen Botschaften“ eine neue Bedeutung zu. Selten zuvor hat eine Bundestagswahl demonstriert, wie wichtig es ist, die von den Parteien nach in mühsamer Konsens-Arbeit entwickelten Programme in die Sprache der Menschen zu „übersetzen“ (Gysi). Dazu bedarf es auch einer längerfristigen strategisch ausgerichteten Öffentlichkeitsarbeit, die es bis heute nicht gibt, am wenigsten in der häufig intern sich selbst blockierenden Parteizentrale. 

Die im Willy-Brandt-Haus vorherrschende Stümperhaftigkeit auf diesem Gebiet ist hinreichend belegt, selbst Müntefering beklagte sie öffentlich mit Blick auf die Einführung des Spitzenkandidaten. Die Grünen sind nicht an mangelnder Radikalität in Umweltfragen gescheitert. Bei den Grünen ist vielmehr die Übersetzungsarbeit grandios gescheitert. Im Länderrat nach der Wahl lautete das Schlüsselthema: „Zahlen oder Botschaften“. Bemängelt wurde, man habe das „Markenzeichen“ der Grünen vergessen. Beispiel Steuerpolitik. Die Grünen hatten in einem 340-Seiten-Wahlprogramm mit 2600 Änderungsanträgen akribisch ausgerechnet, mit welchen Verbesserungen auf der Einnahmeseite die Forderungen gegenfinanziert werden. Das Resultat ist bekannt: Sich sträflichst auf das erwartbare Trommelfeuer der Rechten und Zahlenspielereien einlassend, blieb die Botschaft hängen, die Grünen würden der gesellschaftlichen Mitte in die Tasche greifen. Breite Teile der Wahlberechtigten waren überfordert. Es gelang nicht, ihre steuerpolitischen Einzelforderungen in einfache Botschaften zu übersetzen und die damit verbundenen Umbauziele in den Vordergrund zu stellen. Die Verknüpfung von Reichensteuer, Vermögensteuer, Erbschaftsteuer und Anhebung des Spitzensteuersatzes ab 100.000 netto wäre völlig ausreichend gewesen, um das Profil „Das Geld bei den Reichen holen“ zu schärfen.

Strategische Fehleinschätzungen des Alltagsbewusstseins kommen hinzu: Beispiel Ehegattensplitting. Die Forderung nach Abschaffung erwies sich als Rohrkrepierer. Wenn nach einer FORSA-Studie 81% der Eltern das Ehegattensplitting unterstützen (nach Allensbach sogar 89%), kann man das zu Recht bejammern. Selbst mit Variante „Abschmelzung“ des Splittings (worunter sich niemand etwas vorstellen konnte) kommt man bei Strafe der Quittung nicht daran vorbei, diesen aktuellen Stand im Alltagsbewusstsein zu berücksichtigen, wenn die Menschen von der Position überzeugt werden sollen. Andernfalls wird es als Angriff auf die Familie wahrgenommen, die im Alltagsbewusstsein trotz aller Auflösungstendenzen weiterhin hohe Bedeutung genießt. Die Kombination Kita-Ausbau, Übertragung des Grundbefreibetrags des/der Partner/in, Ablehnung des Betreuungsgelds verbunden mit kräftiger, degressiver Anhebung des Elterngelds hätte ausgereicht, um die Alternative zu schwarz-gelb und dem Vorwurf, den Menschen in der persönlichen Lebensführung Vorschriften zu machen, zu begegnen. (Auch DIE LINKE ist bei dem Splitting-Thema auf einem Auge blind, was Rudolf Hickel im Fernsehen veranlasst hat, ihr vorzurechnen, dass ihre Splittingforderung zu einer Belastung von Alleinverdiener-Haushalten im unteren Einkommensbereich von mehr als 2000 Euro/a führt. In der Debatte zum Wahlprogramm im Parteivorstand konnte Troost sich gegen Kipping u.a. (leider) in diesem Punkt nicht durchsetzen.) Ergebnis des grünen Länderrats ist eine Parteilinke in der Defensive. 

Beispiel Strompreis: Der Skandal ist, dass die Strompreise durch den Zufluss des grünen Stroms an der Börse fallen, als Nebeneffekt die umweltschädlichsten Kohlekraftwerke moderne Gaskraftwerke verdrängen, und die Stromrechnung der Haushalte steigt. Das verstehen die Menschen nicht und empört sie. Nicht ohne Grund hat Allensbach ermittelt, dass die steigenden Energiepreise mit 81% auf Platz eins der Themen steht, um die sich die Regierung kümmern sollte, während die Energiewende in dem Ranking nur 52% erreichte. Eurokrise dagegen nur 35% (bei FGW)
Ursache sind u.a. (neben den Entlastungen für die Unternehmen) fundamentale Fehler unter rot-grün bei der Einführung der EEG-Umlage und der Etablierung des CO2-Zertifikatehandels in Deutschland. Zudem hatte rot-grün die Frage der Netzplanung vergessen. An einer derart zentralen, die Kosten privater Haushaltsführung betreffenden Frage zu versagen, kostet Stimmen. Der hilflose Versuch der Grünen, den schwarzen Peter der Bundesregierung anzulasten, potenzierte die Unglaubwürdigkeit. Die Grünen haben damit der Entwicklung des Umweltbewusstseins in der Bevölkerung einen Bärendienst erwiesen. Der Zeitpunkt, an dem sie für diesen kapitalen ökologischen Sündenfall zur Rechenschaft gezogen werden, steht noch bevor. 

Beispiel: Wahlplakate und Veggie-Day. Abgesehen von dem beschränkten Wiedererkennungswert der Botschaften der grünen Plakate wird die Ansprache in der Du-Form von einer in Bildung und Lebenslage aufgestiegenen Mittelschicht im Gegensatz zu früheren Zeiten heute als Anmaßung wahrgenommen, als Angriff auf ein bestimmtes erreichtes Niveau der Entwicklung von Individualität in der Lebensführung. Das Gleiche gilt für die panikartig in der späten Wahlkampfphase nachgeschobene Kritik der Massentierhaltung mit der Forderung nach einem Veggie-Day. 

Dies als Beispiele für symbolhaft zugespitzte Themen, die offensichtlich für die Opposition kontraproduktiv waren, deren Bedeutung für die Prioritätensetzung der Wählerschaft aber auf der Hand liegt. Symbolhafte Auseinandersetzungen, Symbole und Zeichen haben in diesem Wahlkampf eine wichtige Rolle gespielt – s. Steinbrücks Stinkefinger und Merkels Raute. Dass die Union die Parteizentrale mit einem überdimensionierten Plakat verziert, auf dem nur die Raute zu sehen ist, gehört zu einem Kapitel, das für die Wählermobilisierung relevant ist, in der deutschen Linken aber auf wenig Interesse stößt. Die grüne Parteirechte hat mit Erfolg die Themen Alltagsbewusstsein und einfache Botschaften zur Verschiebung des Kräfteverhältnisses zu ihren Gunsten genutzt. Es mutet beinahe tragisch an, dass der rechte Flügel (Pothmer) auf dem Länderrat daran erinnern musste, dass eines der Markenzeichen der Partei der Schutz der Individualität vor dem Zugriff des Staates darstellt. Den linken Flügel haben diese Fragen nicht interessiert.
4. Je weiter fortgeschritten die Krise der pol. Repräsentation und der Glaubwürdigkeit der Parteien ist, desto mehr konzentriert sich das Interesse auf Fragen der persönlichen Ausstrahlung des Spitzenpersonals. Selten zuvor hat der Habitus der beiden Spitzenkandidaten eine derart große Rolle gespielt. Die Umfragen diverser Institute haben gezeigt: Steinbrück ist von einer breiten Mehrheit der Bevölkerung als arrogant und oberlehrerhaft wahrgenommen worden. Die SPD hat Wahlplakate produziert, auf denen Steinbrück vom Podium herab zum Volke doziert. Der kühle Norddeutsche geriet für einkommensschwache Haushalte von dem Augenblick an auf die schiefe Bahn, als er (Anfang Dezember) verkündete, einen Pinot Grigio für fünf Euro (den es bei Aldi zu kaufen gibt) nicht zu kaufen und zum Jahresende preisgab, dass er als Kanzler mehr als Merkel verdienen möchte. Exakt seitdem stürzte er im Vergleich zu Merkel innerhalb von drei Monaten von –11 Punkte (Oktober) auf -29 Punkte (Januar) ab dramatisch. Exakt seitdem fiel auch die SPD im gleichen Zeitraum von 31 auf 26% (ARD-Deutschland-Trend), was den Einfluss von Spitzenkandidaten deutlich macht. Dagegen stand Merkel mit ihrer „sympathischen“ Art, die Menschen als Ihresgleichen zu respektieren, mit ihnen auf Augenhöhe zu sprechen. Merkel erhielt bei der Frage der FGW „Wer ist sympathischer“ 52 % gegen 18% für Steinbrück). 
5. Die Linke darf die politische Instrumentalisierung dieser Fragen nicht resignativ den Konservativen überlassen. Der schnell zur Hand gehende Verdacht, wer von Alltagsleben, Alltagsbewusstsein, Symbolen, Zeichen, Bedeutung der habituellen Repräsentation politischer Inhalte durch Führungspersonal und von zivilisatorischen Errungenschaften und ökonomischen Erfolgen im Kapitalismus spricht, begebe sich in Gefahr, sich im Netz des politischen Repräsentations- und Regierungsbetriebes zu verfangen, zeugt von mangelnder Sachkenntnis über Grundstrukturen des Kapitalismus. DIE LINKE hat in dieser Legislaturperiode lange Zeit auf dem Stand des Alltagsbewusstseins vom Frühjahr 2009 agiert. Es ist ein Ausdruck von Schwäche, nicht zu erkennen, dass die Anerkennung der zivilisatorischer Errungenschaften und der Wandlungsfähigkeit des Kapitalismus nicht auf Kosten von Mobilisierungspotentialen geht. Im Gegenteil, sie erhöht ihre Glaubwürdigkeit. 

Die Themen, mit denen den Menschen die Widersprüche dieses Gesellschaftssystems transparenter gemacht werden können, liegen auf der Straße. Die politische Linke hat es bis heute nicht geschafft, auf den Alltagsfeldern Familie (bzw. Vereinbarkeit mit Beruf), Gesundheit, Pflege, Verbraucherschutz, Mieten, Verkehr, auf denen sich die Probleme tummeln und von denen nicht nur das Prekariat, sondern ein Großteil der Normalbeschäftigten betroffen ist, ein öffentlichkeitswirksames Profil zu entwickeln, mit dem sie bei den Menschen durchdringen kann. 


laut FGW „Staat soll mehr für bezahlbare Mieten tun“ Spitzenwert mit 83%

Die größere Bedeutung von Fragen des Alltagslebens zählt zu den zivilisatorischen Errungenschaften des Kapitalismus,  sie wächst mit der Entwicklung des Lebensstandards. In ihnen kommt eine gewachsene Kompetenz der Lebensführung, also ein Fortschritt der Individualitätsentwicklung zur Geltung.

Daraus erwachsen Ansprüche, die sich in einfachen Botschaften verdichten lassen. Das heißt nicht, das mühsam, aber erfolgreich erkämpfte öffentliche Profil in der Arbeits- und Sozialpolitik zu vernachlässigen. Es heißt zu registrieren, dass die Menschen ausschließlich auf der Ebene anzusprechen sind, auf der sie die Widersprüche des Kapitalismus erfahren, in ihrem Alltagsleben und in den von ihnen praktizierten Kommunikationsformen. Dies erhöht auch die Profilierungsspielräume der Linkspartei gegenüber SPD und Grünen. Mit der Frage etwa, welche Rolle der ESM bei der überfälligen Bankenrekapitalisierung spielt, gelingt dies nicht, auch wenn die Überwindung der Eurokrise die zentrale Aufgabe der Politik ist.

Dies zu berücksichtigen, ist strategische Verpflichtung der politischen Linken. Wird dieser nicht nachgekommen, drohen Verhältnisse wie in Frankreich, Österreich oder gar Ungarn. In Frankreich ist der Front National zu zweitstärksten Partei avanciert, in Österreich haben rechtspopulistische Parteien die 30-Prozent-Marke überschritten. Bei den bevorstehenden Zuspitzungen der Eurokrise, wenn die nächsten Transfers in zweistelliger Mrd.-Höhe in die Krisenländer wandern, werden die Spielräume des mitfühlenden Konservatismus sinken und die die Demokratie untergrabenen Tendenzen des Finanzmarktkapitalismus wieder zunehmen. Die AfD wird davon profitieren, die Reaktion in der Union wird nicht auf sich warten lassen. Wie sich die politische Linke und insbesondere DIE LINKE dazu positioniert, ist offen.
� � HYPERLINK "http://www.sozialismus.de/kommentare_analysen/detail/artikel/erschuetterung-der-berliner-republik/" �http://www.sozialismus.de/kommentare_analysen/detail/artikel/erschuetterung-der-berliner-republik/�


� „Damit wiedersprechen wir Auffassungen, die das Wahlergebnis als Ausdruck sozialer und ökonomischer Befriedung deuten. Sowohl in eigenen Befragungen als auch in demoskopischen Befunden wird vielmehr erhebliches Unbehagen artikuliert.“ Diese These ist in dem Artikel im neuen Heft („Wahlen mit Sprengkraft“) mit der Diagnose einer „relative(n) Zufriedenheit mit der eigenen ökonomischen Situation einer großen Mehrheit der Bevölkerung“ modifiziert worden.


� � HYPERLINK "https://www-genesis.destatis.de/genesis/online/link/tabelleErgebnis/12211-0010" �https://www-genesis.destatis.de/genesis/online/link/tabelleErgebnis/12211-0010� 





